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I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 (1) Die Gesellschaft führt die Firma 

   Leifheit Aktiengesellschaft. 

 (2) Ihr Sitz befindet sich in Nassau/Lahn. 

 

§ 2 (1) Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von Produkten für Küche, 
Bad und Haushalt, die Erbringung von damit in Zusammenhang stehenden Dienstleistungen 
sowie der Erwerb und die Verwaltung von Unternehmen und Beteiligungen an Unternehmen 
und die Ausübung von Konzernleitungsfunktionen. 

 (2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmittelbar oder 
mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann im In- und Ausland Zweigniederlassungen 
errichten, sich an anderen Unternehmen des In- und Auslands beteiligen, solche 
Unternehmen erwerben oder gründen und deren Geschäftsführung übernehmen sowie 
Unternehmensverträge abschließen. 

 

§ 3 (1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

 (2) Informationen an die Aktionäre können auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt 
werden. 

 

II. Grundkapital und Aktien 
§ 4 (1) Das Grundkapital beträgt 30.000.000,00 €. 

 (2) Es ist eingeteilt in 10.000.000 Stückaktien. 

 (3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. Mai 2022 das 
Grundkapital gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt 
15.000.000,00 € durch Ausgabe von bis zu 5.000.000 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2017). 

  Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch 
von Kreditinstituten oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

• für Spitzenbeträge; 

• wenn die Aktien gegen Bareinlagen und zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, 
der den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
der Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet, 
und der Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien erfasst, deren anteiliger Betrag am 
Grundkapital 10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung oder – falls 
dieser Wert geringer ist – 10 % des zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft (10 %-Grenze) nicht überschreitet. Für die 
Frage des Ausnutzens der 10 %-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 
anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG seit dem 24. Mai 2017 
mitzuberücksichtigen; 

• sofern die Kapitalerhöhung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen oder von Unternehmensbeteiligungen, im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen oder sonstigen einlagefähigen Vermögensgegenständen im Wege 
der Sacheinlage erfolgt; 

• zur Durchführung einer Aktiendividende (scrip dividend), in deren Rahmen den Aktionären 
angeboten wird, ihren Dividendenanspruch (auch teil- und wahlweise) als Sacheinlage 
gegen Gewährung neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital 2017 in die Gesellschaft 
einzubringen. 
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  Die insgesamt aufgrund sämtlicher vorstehenden Ermächtigungen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
ausgegebenen Aktien dürfen 20 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – 20 % des zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft (20 %-Grenze) nicht überschreiten. Auf die 
20 %-Grenze sind bis zur bezugsrechtsfreien Ausgabe der neuen Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss veräußerte eigene Aktien anzurechnen. 

  Über die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich des Ausgabebetrags sowie 
über den Inhalt der Aktienrechte entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

 

§ 5 (1) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 (2) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob 
die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie ebenfalls 
auf den Inhaber. 

 (3) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

 (4) Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 
werden vom Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat bestimmt. Das Gleiche gilt für 
Schuldverschreibungen und Zinsscheine. 

 (5) Anstelle von Aktienurkunden über eine Aktie kann die Gesellschaft Urkunden über mehrere 
Aktien (Sammelurkunden) ausgeben. 

  Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen. 

 

III. Vorstand 
§ 6 (1) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. 

 (2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann stellver-
tretende Vorstandsmitglieder bestellen. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum 
Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 

 (3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Ist ein 
Vorstandsvorsitzender ernannt, so gibt bei Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag, 
sofern der Vorstand aus mindestens drei Mitgliedern besteht. 

 

§ 7 (1) Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied 
bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. 

 (2) Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen 
Mitgliedern gleich. 

 (3) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern 
Einzelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB für 
den Fall der Mehrvertretung erteilt wird. 
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IV. Aufsichtsrat 
§ 8 (1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Sie werden für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem ihre Amtszeit beginnt, 
nicht mitgerechnet. 

 (2) Wird ein Aufsichtsratmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht 
sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied 
an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der nächsten oder 
übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für den 
Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser Hauptversammlung, andernfalls mit 
Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. 

 (3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer einmonatigen 
Kündigungsfrist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Vorstand niederlegen. 

 

§ 9 (1) Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 
wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung 
statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt der 
Aufsichtsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten 
Aufsichtsratmitgliedes der Anteilseigner aus seiner Mitte den Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
und dessen Stellvertreter. 

 (2) Scheiden der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter während ihrer Amtszeit 
aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen. 

 

§ 10 (1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung von seinem 
Stellvertreter, einberufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern. 

 (2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er 
insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. 

 (3) Beschlüsse können auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsitzenden auch ohne Einberufung 
einer Sitzung schriftlich, fernmündlich oder im Wege elektronischer Kommunikation (E-Mail, 
Telefax) gefasst werden. Ein Widerspruchsrecht der übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats 
hiergegen besteht nicht. 

 (4) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Im Falle der 
Stimmengleichheit entscheidet – auch bei Wahlen – die Stimme des Vorsitzenden der 
betreffenden Sitzung und im Falle einer Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung der 
Aufsichtsratsvorsitzende. 

 (5) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder seinen 
Stellvertreter abgegeben. 

 (6) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende 
der Sitzung zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die 
Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen 
und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. 

 

§ 11 (1) Der Aufsichtsrat bestimmt, welche Arten von Geschäften der Vorstand nur mit vorheriger 
Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen darf. 

 (2) Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Arten von Geschäften von seiner Zustimmung 
abhängig machen. Er kann widerruflich die Zustimmung zu bestimmten Arten von Geschäften 
allgemein oder für den Fall, dass einzelne Arten von Geschäften bestimmten Bedingungen 
genügen, im Voraus erteilen. 
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§ 12 (1) Neben dem Ersatz seiner Auslagen und einer ihm für die Aufsichtsratstätigkeit etwa zur Last 
fallenden Umsatzsteuer erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine jährliche feste Vergütung 
in Höhe von 35.000,00 €. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 100.000,00 €, sein 
Stellvertreter 70.000,00 €. 

 (2) Der Ersatz der Auslagen wird, soweit es Telekommunikations-, Porto- und sonstige 
Bürokosten betrifft, in Form einer Pauschale in Höhe von 1.000,00 € pro Jahr geleistet. 

 (3) Jedes Mitglied eines Ausschusses mit Ausnahme des Prüfungsausschusses erhält eine 
zusätzliche feste Vergütung in Höhe von 2.500,00 €, der Vorsitzende eines Ausschusses mit 
Ausnahme des Prüfungsausschusses erhält eine solche von 5.000,00 €. Jedes Mitglied des 
Prüfungsausschusses erhält eine zusätzliche feste Vergütung in Höhe von 5.000,00 €, der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine solche von 10.000,00 €. 

 (4) Zudem erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats ein Sitzungsgeld in Höhe von 1.500,00 € für 
jede Sitzung (Präsenzsitzung, Telefon- oder Videokonferenz von mindestens zwei Stunden 
Dauer) des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie teilnehmen. Für mehrere 
Sitzungen, die an einem Tag stattfinden, wird das Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats sowie der jeweilige Vorsitzende eines 
Aufsichtsratsausschusses erhalten das Doppelte des Sitzungsgelds nach Satz 1 für die 
Teilnahme an Sitzungen, die sie leiten. 

 (5) Zusätzlich erhält jedes Aufsichtsratsmitglied für seine Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat während 
des vorangegangenen Geschäftsjahrs eine erfolgsabhängige Vergütung in Höhe von 500,00 € 
für jeden Cent, um den das nach IFRS-Rechnungslegungsgrundsätzen ermittelte 
Periodenergebnis je Aktie (EPS) den vergleichbaren Betrag des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs überschreitet. 

 (6) Die Hauptversammlung kann durch Beschluss eine oder mehrere langfristige variable 
Vergütungskomponenten für den Aufsichtsrat beschließen, die zur Vergütung laut Satzung 
hinzutreten. 

 (7) Die Vergütung und die Auslagenpauschale nach den Abs. 1 bis 4 sind jeweils nach Ablauf des 
jeweiligen Geschäftsjahrs zu zahlen. Die erfolgsabhängige Vergütung nach Abs. 5 ist am 
dritten Werktag zu zahlen, der der Billigung des Konzernabschlusses durch den Aufsichtsrat 
nachfolgt. 

 (8) Die jährliche Gesamtvergütung (die Summe aus fester und erfolgsabhängiger Vergütung 
sowie Sitzungsgelder nach den Abs. 1 und 3 bis 6) ist begrenzt auf maximal 80.000,00 € für 
ein einfaches Aufsichtsratsmitglied, 150.000,00 € für den stellvertretenden Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats, 100.000,00 € für den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und 200.000,00 € 
für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Nimmt ein Aufsichtsratsmitglied innerhalb eines 
Geschäftsjahrs verschiedene der in Satz 1 genannten Funktionen wahr, gilt für die 
Begrenzung der jeweils höhere Betrag. 

 (9) Bestandteil der Vergütung ist darüber hinaus der rechnerische Pro-Kopf-Anteil der 
Versicherungsprämie für eine im Namen der Gesellschaft zugunsten der Mitglieder des 
Aufsichtsrats zu marktüblichen Bedingungen geschlossene Vermögensschaden-
haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung), die die Gesellschaft trägt. 

 (10) Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat oder einem Aufsichtsratsausschuss nur einen Teil eines 
Geschäftsjahrs an, so werden die feste und erfolgsabhängige Vergütung sowie der 
Auslagenersatz nach Abs. 2 nur zeitanteilig gewährt und die betragsmäßige Begrenzung nach 
Abs. 8 ebenfalls zeitanteilig gekürzt. 

 (11) Die Regelungen dieses § 12 gelten für die den Aufsichtsratsmitgliedern zu gewährende 
Vergütung für die Zeit ab dem Beginn des 1. Juni 2019, sodass die feste Vergütung nach Abs. 
1, die zusätzlich feste Vergütung nach Abs. 3, die erfolgsabhängige Vergütung nach Abs. 5 
und die Auslagenpauschale nach Abs. 2 für den Zeitraum vom Beginn des 1. Juni 2019 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2019 nur in Höhe von 7/12 zu gewähren sind. 
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V. Hauptversammlung 
§ 13  Die Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, 

die Gewinnverwendung, die Wahl des Abschlussprüfers und ggf. die Feststellung des 
Jahresabschlusses beschließt (ordentliche Hauptversammlung), wird innerhalb der ersten 
acht Monate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten. 

 

§ 14 (1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder den Aufsichtsrat an den Sitz der 
Gesellschaft, nach Koblenz oder einen deutschen Börsenplatz, einberufen. 

 (2) Die Hauptversammlung wird nach Maßgabe der gesetzlichen Form- und Fristvorschriften 
einberufen. 

 

§ 15 (1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung anmelden („Anmeldung“) und 
der Gesellschaft die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts nachweisen („Nachweis“). 

  Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft in Textform unter der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse nach Maßgabe der jeweils geltenden gesetzlichen 
Fristvorschriften rechtzeitig in deutscher oder englischer Sprache zugehen. Der Vorstand ist 
ermächtigt, in der Einberufung eine kürzere Anmeldefrist zu bestimmen. 

  Für den Nachweis reicht ein in Textform von dem Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 
AktG ausgestellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes aus. Der Nachweis des 
Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 
beziehen. 

 (2) Die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts sind in der Einberufung bekannt zu machen. 

 

§ 16 (1) Jede Aktie gewährt eine Stimme. 

 (2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Für die Erteilung der 
Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft gelten die jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen. Die Gesellschaft kann bei 
Einberufung der Hauptversammlung einen weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
benennen. 

 (3) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung 
teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen 
(Briefwahl). Der Vorstand bestimmt die näheren Einzelheiten des Briefwahlverfahrens, die er 
mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt macht. 

 

§ 17 (1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 
Stellvertreter. Übernimmt keine dieser Personen den Vorsitz, so bestimmt der Aufsichtsrat, 
wer den Vorsitz in der Hauptversammlung führt; dies kann auch eine gesellschaftsfremde, 
natürliche Person sein. 

 (2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der 
Tagesordnung. Er kann die Aufzeichnung und Übertragung der Hauptversammlung über 
elektronische Medien zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 
Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 
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 (3) Der Vorsitzende der Hauptversammlung hat das Recht, das Rede- und Fragerecht der 
Aktionäre zeitlich nach der Maßgabe des Folgenden zu beschränken: 

a) Ist nach der Tagesordnung (einschließlich etwaiger Minderheitsverlangen nach § 122 
AktG) nur über die Gegenstände Verwendung des Bilanzgewinns, Entlastung der 
Mitglieder des Vorstands, Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats, Wahl des 
Abschlussprüfers und Ermächtigung zum Erwerb und Verwendung eigener Aktien oder 
einzelne dieser Gegenstände Beschluss zu fassen, kann der Vorsitzende das Rede- und 
Fragerecht der Aktionäre in solcher Weise zeitlich beschränken, dass die 
Hauptversammlung insgesamt nicht länger als sechs Stunden dauert. 

 Bei der Berechnung der Dauer der Hauptversammlung bleiben die Zeiträume außer 
Betracht, die auf Unterbrechungen der Hauptversammlung und die Rede des Vorstands 
sowie die Ausführungen des Vorsitzenden vor Beginn der Generaldebatte entfallen. 

b) Ist nach der Tagesordnung (einschließlich etwaiger Minderheitsverlangen nach § 122 
AktG) auch über andere Gegenstände als nach Buchstabe a) Beschluss zu fassen, kann 
der Vorsitzende das Rede- und Fragerecht der Aktionäre in solcher Weise zeitlich 
beschränken, dass die Hauptversammlung insgesamt nicht länger als zehn Stunden 
dauert. Buchstabe a) Satz 2 gilt entsprechend. 

c) Der Vorsitzende kann die Rede- und Fragezeit eines Aktionärs je Wortmeldung auf 
15 Minuten beschränken und, wenn sich im Zeitpunkt der Worterteilung an den Aktionär 
mindestens drei weitere Redner angemeldet haben, auf zehn Minuten. Der Vorsitzende 
kann die Rede- und Fragezeit, die einem Aktionär während der Versammlung insgesamt 
zusteht, auf 45 Minuten beschränken. 

d) Die Beschränkungen nach Buchstaben a) bis c) können vom Vorsitzenden jederzeit, auch 
zu Beginn der Hauptversammlung, angeordnet werden. 

e) Beschränkungen nach Maßgabe der vorstehenden Buchstaben a) bis d) gelten als 
angemessen im Sinne des § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG. 

 (4) Unabhängig von dem Recht des Vorsitzenden, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre nach 
Maßgabe von Absatz 3 zu beschränken, kann der Vorsitzende um 22:30 Uhr des 
Versammlungstags den Debattenschluss anordnen und mit den Abstimmungen zu den 
Tagesordnungspunkten beginnen. Nach Anordnung des Debattenschlusses sind in den Fällen 
des Satzes 1 weitere Fragen nicht mehr zulässig. 

 (5) Das Recht des Vorsitzenden, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre über die Bestim-
mungen in Absatz 3 und 4 hinaus nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen oder nach 
Maßgabe sonstiger in der Rechtsprechung anerkannter Grundsätze einzuschränken, bleibt 
von den Reglungen in Absatz 3 und 4 unberührt. 

 

§ 18 (1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit und, soweit 
eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst, falls nicht das 
Gesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. Dies gilt nicht für einen 
Beschluss der Hauptversammlung über die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, der 
einer Mehrheit bedarf, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst 

 (2) Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung. Das 
Abstimmungsergebnis wird durch Feststellung der Ja- und Nein-Stimmen ermittelt. Die Art der 
Feststellung wird ebenfalls von dem Vorsitzenden angeordnet. 

 (3) Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat 
ermächtigt. 
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VI. Geschäftsjahr und Jahresabschluss 
§ 19  Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 

§ 20  Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den gesamten 
Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einstellen, solange die anderen 
Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder nach der Einstellung 
übersteigen würden. Hierbei sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, 
und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

 
 

Registergericht: 
Montabaur HRB 2857 

 
Postfach 11 65 

56371 Nassau/Lahn 
Telefon: +49 2604 977-0 

Telefax: +49 2604 977-300 
www.leifheit.com 

ir@leifheit.com 


